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14.12.2017 

STELLUNGNAHME 

Verbändeanhörung des Ministeriums für Schule und Bildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Dauer der Bildungs-

gänge im Gymnasium (13. Schulrechtsänderungsgesetz) 

 

Qualität muss Maßstab der Umsetzung sein 

In der Diskussion der letzten Jahre zur Frage G8/G9 hatte sich unternehmer nrw 

für eine Beibehaltung von G8 ausgesprochen. Dies wäre aus unserer Sicht sinnvoll 

und machbar gewesen. Die politische Grundsatzentscheidung für eine Neurege-

lung der Dauer der Bildungsgänge im Gymnasium sieht hingegen einen anderen 

Weg vor. Maßstab für die Bewertung dieser Neuregelung ist für unternehmer nrw 

nun, dass Qualität oberste Priorität hat und die Umstellung gut vorbereitet erfolgt 

sowie mit den erforderlichen Ressourcen ausgestattet wird. Schule braucht vor 

allem verlässliche Rahmenbedingungen, damit sie sich auf ihre eigentlichen Auf-

gaben konzentrieren kann.  

 

Der aktuell vorliegende Gesetzentwurf kann hierfür naturgemäß nur einen Rahmen 

vorgeben. Für die Sicherung der Qualität kommt es ganz wesentlich auch auf die 

weiteren Schritte – insbesondere die Neufassung der Ausbildungs- und Prüfungs-

ordnungen sowie der Lehrpläne – an.  

 

Aus Sicht von unternehmer nrw sollten hierbei insbesondere die folgenden The-

men berücksichtigt werden: 

 

 Unterrichtsqualität: Schulabgänger müssen mit jenen Kompetenzen ausgestat-

tet werden, die sie für ihren weiteren Lebens- und Bildungsweg brauchen. Auch 

am Gymnasium wird diese Aufgabe angesichts einer zunehmend heterogenen 

Schülerschaft anspruchsvoller. Die Umstellung der Bildungsgänge im Gymna-
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sium sollte daher u.a. auch dazu genutzt werden, Inhalte der Lehrpläne zu über-

prüfen und Kernkompetenzen zu stärken. Die Umsetzung muss zudem begleitet 

werden durch Beratungs- und Unterstützungsangebote sowie Fortbildungen für 

Lehrkräfte. Insgesamt muss hohe Unterrichtsqualität im Mittelpunkt stehen. 

 

 MINT-Bildung: Vergleichsstudien machen erhebliche Defizite nordrhein-westfä-

lischer Schüler gerade in den MINT-Fächern deutlich. Dies können wir uns nicht 

leisten: Zum einen brauchen junge Menschen in einer von Technik geprägten 

Welt (z.B. Stichwort Digitalisierung) entsprechende Kompetenzen, um in dieser 

Welt zurecht zu kommen. Zum anderen droht ein Mangel an Fachkräften und 

Experten, die wir aber brauchen, um diese Welt maßgeblich mitzugestalten 

sowie um unsere Innovationsfähigkeit und damit unseren Wohlstand in Zukunft 

sicherzustellen. Daher müssen die MINT-Fächer auch am Gymnasium gestärkt, 

der Unterricht anschaulicher und die Ausstattung der Schulen modernisiert 

werden. Erforderlich sind zudem eine praxisnahe Aus- und Fortbildung der Lehr-

kräfte und vielfältige Kooperationen von Schulen mit externen Partnern. 

 

 Ökonomische Bildung: Ökonomische Bildung ist unverzichtbarer Teil der Allge-

meinbildung. Den Defiziten an dieser Stelle muss mit einer deutlichen Stärkung 

begegnet werden. Hierfür ist ein eigenständiges Fach sinnvoll und erforderlich, 

um die entsprechenden Themen systematisch zu bündeln, ihre Umsetzung im 

Unterricht sicherzustellen und – ganz wesentlich – eine eigenständige Lehrer-

bildung zu etablieren. Angeknüpft werden kann am Gymnasium in der SEK I an 

das Fach „Politik/Wirtschaft“. Inhaltlich geht es um ein breit angelegtes, aus-

gewogenes Themenspektrum, zu dem Verbraucher- und Finanzbildung, Grund-

prinzipien der sozialen Marktwirtschaft, Arbeitnehmerinteressen, Unternehmer-

tum und gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen gehören. Unter-

schiedliche Perspektiven (z.B. Arbeitnehmer/Arbeitgeber; Verbraucher/Anbie-

ter) müssen ebenfalls fester Bestandteil des Unterrichts sein. 

 

 Berufs- und Studienorientierung: Unabhängig davon, welchen Weg junge Men-

schen nach dem Abitur einschlagen, müssen sie auf diesen Übergang vorberei-

tet werden. Daher muss die Berufs- und Studienorientierung fester Bestandteil 

des gymnasialen Bildungsangebotes sein und sowohl die berufliche Bildung wie 

auch das Studium in den Blick nehmen. Das Landesvorhaben „Kein Abschluss 

ohne Anschluss (KAoA)“ muss hierzu neben den Angeboten in der SEK I auch 

hochwertige Angebote für die SEK II vorsehen. Die Umsetzung sollte in Zusam-

menarbeit mit externen Partnern, z.B. Unternehmen, Hochschulen, erfolgen. 

 

 Ganztag: Die Gesetzesbegründung zum Gesetzentwurf weist darauf hin, dass 

die Stundenvorgaben für die Klassen 5 bis 10 einen Halbtagsbetrieb ermögli-

chen (S. 9 Nr. 10). Gleichwohl sollte der Ausbau des Ganztags – in quantitati-

ver wie auch qualitativer Sicht – an den Gymnasien nicht außer Acht gelassen 

werden. Zurzeit weisen die Gymnasien im Schulformvergleich geringe Ganz-

tags- und Betreuungsquoten auf. Zum einen ist ein solches Angebot aber wich-

tig für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie der Eltern. Zum anderen bietet 
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mehr Zeit auch die Möglichkeit einer gezielten individuellen Förderung der Kin-

der über den Unterricht hinaus in Feldern wie Musik, Kunst, Sport, MINT, 

Fremdsprachen. 

 

Wir begrüßen vor diesem Hintergrund, dass das Ministerium auf seiner Internet-

seite im Zusammenhang mit Informationen zu den „Planungen schulfachliche Aus-

gestaltung“ darauf hinweist, dass der im Vergleich zum achtjährigen Bildungsgang 

höhere Unterrichtsumfang in der Sekundarstufe I des neunjährigen Gymnasiums 

der Stärkung u.a. der ökonomischen Kompetenzen, der MINT-Bildung und des Fa-

ches Deutsch dienen soll und dass bei der Lehrplanerarbeitung die Anforderungen 

an eine Bildung in der digitalen Welt auch in den fachlichen Anforderungen der 

einzelnen Fächer verankert werden sollen. 


